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Die künftige Bundesregierung muss einen neuen Anlauf unternehmen, um
Deutschland dauerhaft zu mehr Beschäftigung und Wachstum zu verhel-
fen. Dazu hat das Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW) einen umfas-
senden Reformfahrplan erstellt, dessen Umsetzung in den nächsten Jahren
ein Wirtschaftswachstum von jährlich 2 Prozent ermöglichen würde.

Als Initialzündung müsste zum 1.1.2006 der Beitrag zur Arbeitslosenversi-
cherung von 6,5 auf 5,5 Prozent gesenkt und der Solidaritätszuschlag
abgeschafft werden. Dafür wird die Mehrwertsteuer um 2 Punkte erhöht.
Außerdem sollte die Körperschaftssteuer auf 19 Prozent gesenkt werden.
Um Beschäftigung zu mobilisieren, sollten im Laufe der neuen Legislatur-
periode unter anderem das Arbeits- und Tarifrecht modernisiert und die
Lohnnebenkosten weiter gesenkt werden. Schließlich muss die Bundesre-
gierung die Sozialsysteme der alternden Gesellschaft anpassen – etwa
durch eine Gesundheitsprämie. All dies könnte bis 2009 die Sozialbeiträge
auf insgesamt 35,2 Prozent drücken und so mehr Arbeitsplätze schaffen.

Weiterhin zielt das IW-Reformprogramm darauf ab, Investitionen zu sti-
mulieren – hierzu soll z.B. das Steuersystem grundlegend umgestaltet
werden. Der Förderung der Bildung dient unter anderem der weitere
Ausbau von Ganztagsschulen. Nicht zuletzt gilt es, den Staatshaushalt zu
konsolidieren, was etwa durch den Abbau von Finanzhilfen erreicht wer-
den kann.

Institut der deutschen Wirtschaft Köln (Hrsg.): Vision Deutschland – Was jetzt zu
tun ist. Ein Reformkonzept für die neue Bundesregierung, Köln 2005. Download
unter www.iwkoeln.de

Gesprächspartner im IW: Prof. Dr. Michael Hüther, Telefon: (02 21) 49 81-6 00
             Telefon am 21. September: (01 60) 90 74 23 92

Fahrplan für mehr Wachstum
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Ein Fahrplan für Wachstum und Beschäftigung
IW-Reformkonzept

ohne Einsparungen und Mehreinnahmen aufgrund höherer Beschäftigung und höheren Wirtschaftswachstums;
2009: die hohe Mehrbelastung der öffentlichen Haushalte entsteht u.a. durch die Unterstützung der Bedürftigen
aus Steuermitteln bei Einführung der Gesundheitsprämie in der gesetzlichen Krankenversicherung;
Haushaltsdefizit: das Maastricht-Kriterium von 3 Prozent wird bereits ab einem jahresdurch-
schnittlichen BIP-Wachstum von lediglich 1,3 Prozent eingehalten; Quelle: IW-Berechnungen
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IW-Reformkonzept: Der finanzielle Rahmen
Wenn das wirtschaftspolitische Reformkonzept des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln (IW)
für die neue Bundesregierung umgesetzt würde, brächte dies für die öffentlichen Haushalte
so viel Milliarden Euro Mehrbelastung (-) bzw. Entlastung (+) durch Maßnahmen mit folgendem Ziel 

Beschäftigung mobilisieren

Investitionen stimulieren

Humankapital bilden

Haushalte konsolidieren

Insgesamt

2006 2007 2008 2009

-3,0 -3,0 -8,7 -42,9

0 -3,0 -3,0 -3,0

0 -1,4 -2,8 -4,2

+14,3 +19,7 +25,5 +31,9

Haushaltsdefizit in Prozent des BIP

39,1 39,0 38,9 35,2

2,7 2,4 2,1 3,0
Beitragssätze zu den Sozialversicherungen
in Prozent

+11,3 +12,3 +11,0 -18,2

Deutschlands Wachstumsschwäche
und die hohe Arbeitslosigkeit sind kein
Naturgesetz, sondern zum guten Teil
hausgemacht – das hat die IW-Studie
„Vision Deutschland“ am Beispiel der
Reformerfolge von Ländern wie Schwe-
den oder Großbritannien eindeutig er-
wiesen (vgl. iwd 9 und 10/2005). Lässt
sich die neue Bundesregierung von den
gewonnenen Erkenntnissen beim Erstel-
len ihres Regierungsprogramms leiten,
ist längerfristig ein Wirtschaftswachs-
tum von 2 bis 3 Prozent möglich.

Das IW-Reformkonzept konzentriert
sich dazu auf vier Handlungsfelder:
1. Beschäftigung mobilisieren
2. Investitionen stimulieren
3. Humankapital bilden
4. Haushalte konsolidieren

Manche der dazu vorgeschlagenen
Maßnahmen können bereits zum Jah-
reswechsel unter Dach und Fach sein –
eine erste Initialzündung für die Wirt-

Die künftige Bundesregierung muss einen neuen Anlauf zu einer
Wirtschaftspolitik nehmen, die mehr Menschen in Beschäftigung
bringt und Deutschland dauerhaft wieder auf den Wachstumspfad
zurückführt. Was dazu in den kommenden vier Jahren anzupacken
ist, hat das Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW) in einem
umfassenden Reformfahrplan Schritt für Schritt ausgearbeitet. Sämt-
liche Aktivitäten – von der Steuerreform über den Umbau der Sozialsys-
teme und die Bildungsreform bis hin zur Sanierung des Staatshaus-
halts – sind dabei aufeinander abgestimmt.*)

schaft. Im Anschluss daran sollte das
vom IW vorgeschlagene 100-Tage-Pro-
gramm umgesetzt werden. Es enthält
jene Schritte, die die dringendsten Kor-
rekturen innerhalb der bestehenden Sys-
teme vornehmen. Die zugehörigen Ge-
setze sind im Laufe des Jahres 2006 zu
verabschieden. Last but not least müs-
sen einige Weichen grundlegend neu ge-
stellt werden. Das 1.000-Tage-Pro-
gramm benötigt einen längeren Vorlauf,
sollte aber innerhalb dieser Legislatur-
periode erledigt sein. Das IW-Regie-
rungskonzept im Einzelnen (Tableau):

• Wachstumscluster Beschäftigung.
Neue Arbeitsplätze entstehen, wenn der
Arbeitsmarkt flexibler wird und die
Arbeitskosten für die Unternehmen sin-
ken. Letzteres lässt sich am leichtesten
über die Stellschraube Lohnzusatzkosten
bewerkstelligen. Der Beitrag zur Ar-
beitslosenversicherung kann sofort von
6,5 auf 5,5 Prozent gesenkt werden. Hin-

zu käme die Abschaffung des Solidari-
tätszuschlags. Gegenfinanziert werden
müsste dies über eine Erhöhung des re-
gulären Mehrwertsteuersatzes um 2 Pro-
zentpunkte. Eine kleine Maßnahme mit
großer Wirkung wäre es auch, befristete
Arbeitsverträge unbegrenzt zu erlauben,
so wie es heute für über 52-Jährige gilt.

Das 100-Tage-Programm sieht weite-
re Korrekturen im Sozialversicherungs-
system vor, um die Lohnzusatzkosten zu
dämpfen. Dazu zählt etwa, die Früh-
verrentungsabschläge zu erhöhen, die
maximale Bezugsdauer des Arbeitslosen-
gelds I generell auf zwölf Monate zu
reduzieren und die aktive Arbeitsmarkt-
politik stark einzuschränken.

Schon damit könnten die Sozial-
versicherungsbeiträge von heute 41,9
auf 38,9 Prozent im Jahr 2008 sinken.

Dann folgen die großen Modernisie-
rungsvorhaben, um die Sozialsysteme
der alternden Gesellschaft anzupassen.
Das heißt, etwa das gesetzliche Renten-
eintrittsalter auf 67 zu erhöhen und den
Rentenanspruch an die Zahl der Kinder
zu koppeln. Die Einführung einer so
genannten Gesundheitsprämie würde die
Krankenkassenbeiträge vom Beschäfti-
gungsverhältnis lösen. Und die staatli-
che Grundsicherung für Langzeitarbeits-
lose könnte in das Einkommenssteu-
ersystem integriert werden: Wer nichts
oder zu wenig verdient, erhält eine
Steuergutschrift (vgl. Seite 6-7).

Im Jahr 2009 könnten die Sozial-
versicherungsbeiträge insgesamt auf
35,2 Prozent gedrückt werden.

• Wachstumscluster Investitionen.
Mehr Kapital setzen die Unternehmen in
Deutschland nur ein, wenn sich das un-
ternehmerische Klima und die Gewinn-
aussichten bessern. Die wichtigste So-
fortmaßnahme im IW-Konzept sieht vor,
den Körperschaftssteuersatz von 25 auf
19 Prozent zu senken. Im Gegenzug
könnten verschiedene Abschreibungsmo-
delle wie Medienfonds abgeschafft wer-

Vgl. Institut der deutschen Wirtschaft Köln (Hrsg.): Vision
Deutschland – Was jetzt zu tun ist. Ein Reformkonzept für die
neue Bundesregierung, Köln 2005. Zum Download unter
www.iwkoeln.de

*)
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den. Als Nächstes geht es der Bürokratie
an den Kragen: Verordnungen etwa wer-
den fortan wie in den USA nur zeitlich
befristet gültig.

Langfristig gelingt es nur mit einer
umfassenden Steuerreform, die Investi-
tionen anzukurbeln. So ist die Gewer-
besteuer durch einen Zuschlag der Kom-
munen auf Einkommens- und Körper-
schaftssteuer zu ersetzen. Insgesamt
sollten nicht mehr als 30 Prozent der
Unternehmenserträge an den Fiskus flie-
ßen. Hinzu kommt die Vereinfachung
der Einkommenssteuer durch drei Steu-
erstufen von 15, 25 und 35 Prozent so-
wie der Abbau von Vergünstigungen.

• Wachstumscluster Humankapital.
Je mehr die Menschen wissen und kön-
nen, umso stärker bringen sie die Wirt-
schaft voran. Die Basis für das gefragte
Know-how wird bereits im Kindesalter
gelegt. Deshalb sollten  die Kindergärten
einen verstärkten Bildungsauftrag erhal-
ten; ihr Besuch müsste ab vier Jahren
obligatorisch sein, wäre aber nicht mehr
kostenpflichtig.

Stattdessen sollten die Hochschulen
ihren finanziellen Mehrbedarf über Stu-
diengebühren decken. Damit sich nach
wie vor jeder ein Studium leisten kann,
gibt es neue Förderprogramme wie Sti-
pendien und zinsgünstige Kredite.

• Wachstumscluster Staatshaushalt.
Sämtliche Reformen dürfen eins nicht:
die Staatsschulden weiter erhöhen. An-
sonsten wachsen die Zinslasten in Di-
mensionen, die keinerlei zukunftsträch-
tige Investitionen mehr erlauben. Um die
Staatsausgaben in den Griff zu bekom-
men, sollte bis Ende dieses Jahres ein
Haushaltssicherungsgesetz verabschiedet
sein. Ab 2006 ist der Euro-Stabilitäts-
pakt wieder einzuhalten. Das heißt, die
Neuverschuldung von Bund, Ländern,
Gemeinden und Sozialversicherungen
darf zusammen höchstens 3 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) betragen.

Die höheren Ausgaben in den wich-
tigen Reformbereichen werden im IW-
Konzept unter anderem durch einen
sukzessiven Abbau sämtlicher Finanz-
hilfen möglich. Zudem sollte die Perso-

Quelle: IW-Zusammenstellung
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IW-Reformkonzept: Bis 2009 zum Ziel

bis zum
1. 1. 2006

Zeitpunkt
des
In-Kraft-
Tretens

Beitrag zur Arbeitslosenversicherung senken, Solidaritätszuschlag abschaffen,
Mehrwertsteuer erhöhen

Beschäftigung
mobilisieren

Das Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW) hat für die neue Bundesregierung ein wirtschaftspolitisches Reformkonzept erarbeitet.
Es konzentriert sich auf vier Ziele, über die die Arbeitslosigkeit reduziert und das Wirtschaftswachstum erhöht werden soll.

Unternehmenssteuern senkenBefristete Beschäftigung erleichtern

Investitionen stimulieren Humankapital bilden

Z i e l

Haushaltssicherungs-
gesetz verabschieden

2007 Maximale Bezugsdauer des Arbeitslosen-
gelds I generell auf 12 Monate verringern

2009 Gesetzliche Rentenversicherung demographiefest machen

Gesundheitsprämie in der gesetzlichen Krankenversicherung einführen

Private Pflegevorsorge einführen

Zuständigkeit für ALG-II-Empfänger
vollständig auf Kommunen übertragen 

Tarifrecht, betriebliche und Unternehmens-
mitbestimmung sowie Kündigungsschutz
modernisieren

Mehrfache Überprüfungen eines Betriebs
von verschiedenen Ämtern abschaffen

Steuersystem grundlegend reformieren
(Gemeindefinanzen, Einkommens- und
Unternehmenssteuern)

Entlohnung im öffentlichen Dienst stärker
an der Leistung orientieren

Studiengebühren sowie
neue Fördermöglichkeiten
über Stipendien und
Kredite bundesweit
einführen

Unstrittige Ergebnisse
der Föderalismus-
kommission umsetzen

im Jahr
2006

Lohnzusatzkosten senken

Hartz IV weiterentwickeln

Wettbewerb in der gesetzlichen
Krankenversicherung und der sozialen
Pflegeversicherung verstärken

Befristung von Gesetzen, Gesetzesfolgen-
abschätzung und feste Fristen von
Genehmigungsverfahren einführen

Weitere Privatisierung vornehmen, auch von
Genehmigungs- und Überwachungstätigkeiten 

Wirtschaftsförderung Ost neu ausrichten

Ganztagsschulen
weiter ausbauen

Berufsausbildung
flexibler machen

Abbau von Finanzhilfen
einleiten

2008 Unterstützung von Bedürftigen in das
Einkommenssteuersystem integrieren

Ehegatten- zum Familiensplitting ausbauen 

Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung
einführen

Vergabe von öffentlichen Aufträgen
vereinfachen

Aufbau Ost: Solidarpakt-Fördermittel
nach wirtschaftlichem Erfolg auf die Länder
verteilen, Spielraum bei der Verwendung
erweitern, Verschuldung begrenzen

Bildungsauftrag der
Kindergärten stärken

Bundeseinheitliche Lern-
standards einführen, lern-
schwache Schüler stärker
fördern, Schulzeit verkürzen

Föderale Ordnung
grundlegend
reformieren

Maastrichter Defizit-
Kriterium ab jetzt
wieder einhalten

Haushalte
konsolidieren

nalstärke des öffentlichen Dienstes wei-
ter reduziert werden.

Den nachhaltigsten Einfluss auf die
Staatsfinanzen hätte ab 2008 schließ-
lich ein tief greifender Umbau der föde-
ralen Ordnung. Die Zuständigkeiten so-
wie die finanzielle Verantwortung für
den – reduzierten – Katalog öffentlicher
Aufgaben müssen in diesem Rahmen
eindeutig auf Bund, Länder und Gemein-
den verteilt werden.

Die Finanzierung des IW-Reform-
konzepts wäre schon ab einem durch-
schnittlichen Wachstum in den Jahren
2006 bis 2009 von lediglich 1,3 Prozent
sichergestellt. Das Haushaltsdefizit läge
selbst 2009 nicht höher als 3 Prozent
des BIP, obwohl unterm Strich auf den
Fiskus eine Mehrbelastung von 18 Mil-
liarden Euro zukäme (Grafik Seite 6).

Aller Voraussicht nach würde die
Wirtschaft mit den IW-Reformen aber
viel dynamischer wachsen – bereits eine
vorsichtige Schätzung kommt auf eine
jährliche reale Zunahme des BIP von
1,8 bis 2 Prozent.


